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bffk  kritisiert  Forderung  der  bremischen  Kammern  nach

Verfassungsrang  +++  Haltung  der  Kammern  offenbart

„Vollkaskomentalität“  der  Kammerfunktionäre  +++  abweichende

Meinungen in der Mitgliedschaft werden unterschlagen +++ bffk fordert

Mitgliederbefragung in den bremischen Kammern

Sehr  deutlich  kritisiert  der  Bundesverband  für  freie  Kammern  e.V.  (bffk)  die  Forderung  der

bremischen Kammern, in der Landesverfassung verankert zu werden. Bereits jetzt profitieren die

Kammern von dem Zwang zur Mitgliedschaft und gleichzeitigem Gebietsschutz.  „Die Forderung

der  Kammern  offenbart  eine  Vollkaskomentalität  der  Kammerfunktionäre,  denen  die  jetzigen

Privilegien scheinbar immer noch nicht ausreichen“, sagt bffk-Geschäftsführer Kai Boeddinghaus.

Er verweist auf die Haltung der Schweizer Handelskammer, die eine freiwillige Mitgliedschaft als

das Fundament ihrer Glaubwürdigkeit sieht und mit dem damit verbundenen Leistungsgedanken

einen hohen Organisationsgrad erreicht. 

Ganz anders beurteilt der bffk die deutsche Kammerbürokratie, die sich jetzt in Bremen um mehr

Privilegien statt  mehr Leistung bemüht.  „Immer noch hat auch die Handelskammer Bremen in

rechtswidriger Weise aus den Mitgliedsbeiträgen Vermögen angehäuft, immer noch verletzen die

Bremischen Kammern Verfassungsrecht, wenn sie mit solchen Forderungen an die Öffentlichkeit

treten,  ohne  zuvor  ihre  Mitglieder  dazu  befragt  zu  haben“,  unterstreicht  Boeddinghaus.  Die

Verpflichtung  der  Kammern,  bei  öffentlichen  Äußerungen  und  Forderungen  die  gesamte

Meinungsbreite  der  Mitgliedschaft  abzubilden,  entspringt  dabei  den  Grundrechten  der

Zwangsmitglieder.  „Hier  wollen Funktionäre,  die die  Grundrechte der Mitglieder  – jenseits  des

Streits  um  die  Zwangsmitgliedschaft  –  nicht  achten,  in  den  sicheren  Hafen  der  Verfassung

einlaufen“;  verdeutlicht  der  bffk-Geschäftsführer.  Er  erinnert  daran,  dass  auch  die  bremische

Handelskammer  den  jahrzehntelangen  Rechtsbruch  des  IHK-Dachverbandes,  der  im  Oktober

2020 zu einer entsprechend harschen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes geführt

hat, geduldet hat.
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Der  bffk  fordert  die  bremischen  Kammern  auf,  in  der  Mitgliedschaft  eine  Vollbefragung  zur

Akzeptanz  und  zur  Forderung  nach  Verfassungsrang  für  die  Kammern  durchzuführen.  Die

Kammern  in  den Verfassungsrang zu erheben,  sei  etwas sehr  besonders.  Dann  müssten die

Kammern auch besondere  Überzeugungsarbeit  leisten können.  „Wenn die  Kammerfunktionäre

meinen, sie würden hier namens und im Auftrag der Mitglieder handeln, dann sollen sie es doch

beweisen“, unterstreicht Kai Boeddinghaus. Beim bffk ist man sich sicher, dass die bremischen

Kammern schon nicht den Mut hätten, eine solche ergebnisoffene Umfrage zu starten. „Wenn eine

solche ehrliche Umfrage kommt, gibt es ein ehrliches Ergebnis“, so Boeddinghaus. 

Der  bffk  fordert  die  politischen  Kräfte  in  Bremen  auf,  dem  Ansinnen  der  Kammern  deutlich

entgegenzutreten und steht für Gespräche und Hintergrundinformationen selbstverständlich wie

gewohnt zur Verfügung.

Hintergrund

Der  bffk  setzt  sich  für  die  Abschaffung  der  Zwangsmitgliedschaften  in  den  Kammern  ein.

Gleichzeitig beobachtet der bffk kritisch alle operativen Aktivitäten der Kammern – insbesondere in

den Bereichen Wirtschaftsführung und Öffentlichkeitsarbeit. 
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